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Triumphal kam sie daher, die so gerne
publizierte These vom Ende der Volkspar-
tei SPD. Nur noch die Union bleibe jetzt
übrig als große Kraft neben der FDP, wahl-
weise auch mit den Grünen als Partner. So
stand es geschrieben, wurde es gesendet.
Und nun? 34 zu 34. Game over? Sicher
noch lange nicht.Aber einige der hauptbe-
ruflichen Tabubrecher aus der Publizistik
haben nach Schwarz-Grün jetzt in NRW
doch ganz schnell Rot-Rot-Grün pro-
motet. Hauptsache Sensation. Dabei ist es
mindestens ebenso eine Sensation, dass
plötzlich CDU und SPD gleichauf liegen.

Das alles zeigt: Am 9. Mai ist durch-
einander geraten, was gerade neu geordnet
schien. Und anders als weiland in Hessen
(Wahl I) gibt es diesmal keinen – eigent-
lich – abgewählten Ministerpräsidenten,
der es mit brutalem Offensivspiel schaffen
würde, die Wahlsieger in die Defensive zu
drängen. Das hat nicht zuletzt damit zu
tun, dass Jürgen Rüttgers ja auch in seinen
fünf Regierungsjahren nie versucht hatte,
selbst ein unverwechselbares Profil zu
schaffen, sondern es als SPD-light ver-
suchte.Was ihn unglaubwürdig machte,als
er dann letztlich doch der neuen schwarz-
gelben Bundestagsmehrheit hinterher-
laufen musste.

NRW 2010 belegt: Der hohe Sockel,
den die Union bei zurückliegenden Wah-

len erreichte, war zu einem Teil der man-
gelnden inhaltlichen Klarheit und Macht-
perspektive der SPD geschuldet. Das Re-
kordergebnis der FDP im Bund war ein
Einmaleffekt, eine Projektion aus dem
Unionslager – wegen der Profilschwäche
Angela Merkels. Aber das Fünf-Parteien-
System ist derzeit auch im Westen unver-
hinderbar, die Linkspartei eine reale Grö-
ße. Und die Grünen werden, solange sie
nicht selbst mitregieren, zur erfolgreichen
neuen Projektionsfläche für diffus-bür-
gerliche Unzufriedenheiten. Würde das so
weiter gehen und wird der oberflächliche
Zauber grüner Unschuld nicht kritisch
hinterfragt (was in vielen Medien schon
lange nicht mehr geschieht), sind sie in
den großen Städten nahe dran an den
Zustimmungswerten von Union und SPD.

Das alles geschieht gut ein halbes Jahr
nach dem schwarz-gelben Amtsantritt im
Bund. Was bedeutet: Von der Regierung
Merkel/Westerwelle geht schon jetzt keine
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Der Wendepunkt
NRW-Wahl hat wieder die deutsche Politik verändert

Wieder mal NRW. 2005 war die Landtagswahl dort der Endpunkt der rot-grünen
Zeit. 2010 verändert dieses Viertel der deutschen Bevölkerung erneut radikal die
innenpolitische Lage der Republik. Die schwarz-gelbe Souveränität ist dahin, von
Inhalten nun erst recht keine Spur mehr. Der Blick auf die Kanzlerin ändert sich
grundlegend. Mitten in der Euro- und Finanzkrise bedeutet das: Schon wieder
ändern sich die innenpolitischen Koordinaten.

Richard Meng

(*1954) ist Sprecher des Senats
von Berlin.

sprecher@senatskanzlei.berlin.de

NGFH 6_2010_Umbruch_Archiv.qxd  25.05.2010  13:55  Seite 9



positive Ausstrahlung mehr aus. Das ne-
gative Urteil der Bevölkerung über den
Vizekanzler ist fest verankert. Der Blick
auf die Kanzlerin verdüstert sich mit jeder
unausweichlichen Berliner Entscheidung.
Die gnädige Toleranz ist weg. Die Person
Merkel bleibt den Menschen sympathisch,
aber ihre Entscheidungskompetenz steht
radikal in Zweifel, in den Koalitionspar-
teien wächst die Ungeduld – und man
spürt jetzt schon sehr deutlich, wie wenig
Rückhalt sie dort noch für ihren richtungs-
los-taktischen Politikstil hat, sobald die
Wahlergebnisse nicht mehr stimmen. Die
SPD kennt solche Effekte.

Soweit neoliberale Projekte (siehe: wei-
tere Steuersenkungen, Kopfpauschale) be-
wusst über die NRW-Wahl hinaus ver-
zögert wurden: Jetzt sind sie machtpoli-
tisch obsolet. Schwarz-Gelb steht ohne
durchsetzbares Programmfundament da.
Aber was dann noch, außer getrieben zu
sein? So gesehen erinnert der bundespoli-
tische Effekt von NRW 2010 an Hessen
1999. Roland Koch kippte damals ein hal-
bes Jahr nach dem Regierungsstart die
rot-grüne Bundesratsmehrheit. Es folg-

ten in der Länderkammer Kompromiss auf
Kompromiss, Profilverlust der Bundes-
regierung, Frustration der eigenen An-
hänger.

Natürlich wirft diese Logik Fragen
nach der Durchsetzungsfähigkeit von Po-
litik schlechthin auf. Wieder einmal hat
der Föderalismus es erleichtert, dass die
Unzufriedenheit aller mit (fast) allem die
Handlungsspielräume einengt. Anderer-
seits gilt diesmal aber auch: Was außer il-
lusorischem Steuersenkungs-Populismus
hatte Schwarz-Gelb je zu bieten? Wenn auf
der Linken endlich solide Verhältnisse ein-
kehrten, wäre diese Art organisierter Ver-
antwortungslosigkeit gar nicht mehrheits-
fähig gewesen. Dann würde das tragende
Argument für Schwarz-Gelb oder auch
Schwarz-Grün wegfallen. Denn es gäbe
zweifelsfrei Regierungsfähigkeit links der
Union. Nur: Die reale Entwicklung in der
Linkspartei in Sachen Politikfähigkeit ist
gegenläufig.Von einem berechenbaren, re-
formorientierten Führungszentrum kann
keine Rede sein.

NRW war dennoch wieder einmal ein
Wendepunkt. Personal und Politik von
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Schwarz-Gelb sind durchgefallen – be-
schleunigt durch das ganz große, weithin
noch unverstandene Großthema im Hinter-
grund, festzumachen direkt vor der Land-
tagswahl am Rettungspaket für Griechen-
land. Die chronische Ignoranz der konser-
vativ-liberalen Regierungen gegenüber den
strukturellen Ursachen der Finanzkrise ist
in jenen Tagen überdeutlich geworden: Ziel-
lose Milliardenhilfen, letztlich nicht wirk-
lich einem überschuldeten Land zugute
kommend, sondern damit von dort die ho-
hen Zinsforderungen der internationalen
(auch der deutschen) Banken bedient wer-
den können. Das hat zusätzlich verunsi-
chert. Mehr nicht, aber auch nicht weniger.

Es gibt wichtige Hausaufgaben, die sich
daraus ergeben. Die Regulierung des Fi-
nanzsystems ist dringend, aber im Konsens
mit den Neoliberalen (und den von ihnen
gestellten Regierungen) wird das nicht ge-
hen. Auch hier braucht es eine Koalition
der Willigen. Zunächst, um die Alternative

deutlich zu machen. Auch die SPD war da-
zu programmatisch nicht aufgestellt. Und:
Eine Welt, in der alleine China und einige
Ölstaaten noch liquide sind, Europa und
die USA dagegen in der Schuldenfalle fest-
sitzen, kann niemand von sozialem Ver-
stand noch näher rücken lassen. Was be-
deutet: Der Wendepunkt ist auch hier er-
reicht. Ausgabenabbau und Einnahmever-
besserung für den Staat stehen an.

Diesen weiten Horizont muss ins Auge
fassen, wer immer das Erbe der schwarz-
gelben Episode antritt. Sonst reicht es wie-
der nur bis zum nächsten Denkzettel. Ja,da
wird es auch Mentalitätswechsel geben
müssen, wenn es ums Staatsgeld geht.Aber
wer soll die erreichen, wenn nicht Regie-
rungen, die konsequent politische Spiel-
räume gegenüber den Märkten zurück-
erobern? Es ist wieder Zeit für politische
Entwürfe. Für wenigstens den Versuch, aus
der Negativ-Spirale heraus zu kommen.
Beginnend auch in NRW.
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Das sanfte Antlitz des Islam

Sind Demokratie und Freiheit mit dem Islam vereinbar? Es melden sich zuneh-
mend iranische Stimmen zu Wort, die dies bejahen. Andere mahnen zwar vorab
einen Reformislam an, vertreten aber auch eine »demokratieorientierte Deu-
tung«. Abseits der offiziellen Linie hat sich im Iran also eine spannende Debatte
entwickelt. Hier einige Einblicke.
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Schon seit Jahren ergibt sich für den Beob-
achter das Bild, dass dem iranischen Sys-
tem die Gesellschaft abhanden gekommen
ist. 70 % aller Iraner sind jünger als 30
Jahre. Sie haben keine Erinnerung mehr
an die Revolution, dafür aber die Erfah-
rung des real existierenden Islamismus ge-
macht. Und dieser hat in ihren Augen zu
mehr Unfreiheit und einem Mehr an Un-
gerechtigkeit geführt. Eine Folge davon ist,
dass immer mehr Menschen der Religion
entfliehen. Unabhängigen Umfragen zu-

folge hat die Islamische Republik die am
stärksten säkularisierte Bevölkerung des
gesamten Nahen Ostens.
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